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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2017 Ausgegeben am 20. Dezember 2017 Teil 11

392. Verordnung: Transparenz-Verordnung 2018 — TransV 2018

392. Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehorde (FMA) Uber Inhalte von
Zwischenberichten, Meldungen Uber Anderungen bedeutender Beteiligungen und die
Gleichwertigkeit von vorgeschriebenen Informationen aus Drittlandern (Transparenz-
Verordnung 2018 — TransV 2018)

Auf Grund des § 122 Abs. 10 Z 1 und 5, des § 125 Abs. 5 Z 3, des § 134 Abs. 5 und des § 136 Z 2
bis 6 des Borsegesetzes 2018 — BorseG 2018, BGBI. I Nr. 107/2017, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. | Nr. 149/2017, wird verordnet:

1. Abschnitt
Inhalte von Zwischenberichten

Mindestinhalt des nicht konsolidierten verkiirzten Abschlusses

8 1. (1) Der verkirzte Abschluss hat fir den Fall, dass der Abschluss nicht nach Malgabe der
internationalen Rechnungslegungsstandards (International Financial Reporting Standards — IFRS)
aufgestellt wird, die gemaB der Verordnung (EG) Nr.1606/2002 betreffend die Anwendung
internationaler Rechnungslegungsstandards, ABI. Nr. L 243 vom 11.09.2002 S. 1, zuletzt ge&ndert durch
die Verordnung EG Nr. 297/2008, ABI. Nr. L 97 vom 09.04.2008 S. 62, Ubernommen worden sind,
zumindest die in den Abs. 2 und 3 enthaltenen Inhalte zu umfassen.

(2) Die verkirzte Bilanz und die verklrzte Gewinn- und Verlustrechnung haben jeweils die
Uberschriften und die entsprechenden Zwischensummen auszuweisen, die im zuletzt veréffentlichten
Jahresabschluss des Emittenten enthalten sind. Zusatzliche Posten sind dann einzufiigen, wenn dies flr
die getreue Darstellung der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Emittenten erforderlich ist. Daruiber
hinaus missen die folgenden vergleichenden Informationen enthalten sein:

1. Eine Bilanz zum Ende der ersten sechs Monate des aktuellen Geschéftsjahres und eine
vergleichende Bilanz zum Ende des unmittelbar vorangegangenen Geschaftsjahres;

2. eine Gewinn- und Verlustrechnung fir die ersten sechs Monate des aktuellen Geschaftsjahres,

die ab dem 29. Mé&rz 2009 vergleichende Informationen fir den Vergleichszeitraum des
vorangegangenen Geschéftsjahres enthlt.

(3) Der Anhang muss Folgendes enthalten:

1. Ausreichende Informationen, um die Vergleichbarkeit des verkiirzten Abschlusses mit dem
Jahresabschluss zu gewahrleisten;

2. ausreichende Informationen und Erlauterungen zum angemessenen Verstandnis aller
wesentlichen Anderungen der Betrdge und der Entwicklungen in dem betreffenden Halbjahr, die
in der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung enthalten sind.

2. Abschnitt
Meldungen tiber Anderungen bedeutender Beteiligungen

Hochstdauer des Ublichen kurzen Abrechnungszyklus

8 2. Die Hochstdauer des (blichen kurzen Abrechnungszyklus gemaf § 130 Abs.3 des
Bdrsegesetzes 2018 — BorseG 2018, BGBI. | Nr. 107/2017, betrégt drei Handelstage nach dem Geschéft.
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Market Maker

§83. (1) Der Market Maker gemaR 8§52 BorseG 2018, der die Ausnahme in § 130 Abs. 3
BorseG 2018 in Anspruch nehmen mdchte, hat der zustdndigen Behdrde des Herkunftsmitgliedstaates des
Emittenten spétestens innerhalb von zwei Handelstagen zu melden, dass er die Market-Making-Geschéfte
fur einen bestimmten Emittenten fuhrt oder zu flhren gedenkt. Stellt der Market Maker seine Téatigkeiten
in Bezug auf einen bestimmten Emittenten ein, so hat er die zustandige Behorde dariiber zu informieren.

(2) Fur den Fall, dass der Market Maker die Ausnahme gemaR § 130 Abs. 3 BorseG 2018 in
Anspruch nehmen méchte und er von der FMA als der zustandigen Behdrde des Herkunftsmitgliedstaates
des Emittenten aufgefordert wird, die Aktien oder Finanzinstrumente zu benennen, die fur Market-
Making-Tatigkeiten gehalten werden, ist es diesem Market Maker gestattet, diese Benennung durch jedes
nachprifbare Mittel vorzunehmen. Lediglich fir den Fall, dass der Market Maker nicht in der Lage ist,
die jeweiligen Aktien oder Finanzinstrumente zu benennen, kann er von der FMA verpflichtet werden,
diese auf einem gesonderten Konto zum Zwecke der Identifizierung zu fihren.

(3) Der Market Maker hat fur den Fall, dass die anzuwendenden Rechtsvorschriften des
Aufnahmemitgliedstaates eine Market-Making-Vereinbarung zwischen dem Market Maker und der Borse
oder zwischen dem Market Maker und dem Emittenten fordern, der FMA als der zustandigen Behorde
des Herkunftsmitgliedstaates des Emittenten die Vereinbarung auf Anfrage zu ibermitteln.

Kalender der Handelstage

§ 4. Fir die Zwecke des § 130 Abs. 1 und des § 135 Abs. 2 und 3 BérseG 2018 sowie dieser
Verordnung gilt der Kalender der Handelstage der Wiener Borse AG.

Mitteilungspflicht

8 5. (1) Fur die Zwecke des 8 130 Abs. 1 BorseG 2018 gilt fur die Mitteilungspflicht, die entsteht,
sobald die Anzahl der Stimmrechte die anwendbaren Schwellenwerte unter Beachtung der Félle des § 133
BorseG 2018 erreicht, Ubersteigt oder unterschreitet, Folgendes: Sie ist als eine individuelle Pflicht fur
jeden Aktiondr oder jede natiirliche oder juristische Person anzusehen, auf die in § 133 BorseG 2018
Bezug genommen wird, oder fiir beide Personen, falls die von jeder Partei gehaltenen Stimmrechte den
anwendbaren Schwellenwert erreicht, Ubersteigt oder unterschreitet. In den in §133 Z1 und 7
BorseG 2018 genannten Féllen ist die Mitteilungspflicht als eine kollektive Pflicht aller an der
Vereinbarung beteiligten Personen anzusehen; Abs. 3 ist anwendbar.

(2) In den in 8133 Z6 BorseG 2018 genannten Féllen, in denen ein Aktiondr einen
Bevollméchtigten in Bezug auf eine Aktiondrsversammlung benennt, kann die Mitteilung in Form einer
einzigen Mitteilung zu dem Zeitpunkt erfolgen, an dem der Bevollmdchtigte bestellt wird, sofern in der
Mitteilung klargestellt wird, wie die entsprechende Situation in Bezug auf die Stimmrechte aussehen
wird, wenn der Bevollméchtigte die ihm Ubertragenen Stimmrechte nicht mehr ausiiben kann. Weiters
kann die Mitteilung in den in § 133 Z 6 BorseG 2018 genannten Féallen, in denen ein Bevollméchtigter in
Bezug auf eine Aktiondrsversammlung eine oder mehrere Stimmrechtsvollmachten erhélt, in Form einer
einzigen Mitteilung zu dem Zeitpunkt erfolgen, an dem der Bevollméchtigte die Vollmachten erhilt,
sofern in der Mitteilung klargestellt wird, wie die entsprechende Situation in Bezug auf die Stimmrechte
aussehen wird, wenn der Bevollméchtigte die ihm Ubertragenen Stimmrechte nicht mehr austiben kann.

(3) Liegt die Mitteilungspflicht bei mehr als einer natiirlichen oder juristischen Person, kann die
Mitteilung mittels einer einzigen gemeinsamen Mitteilung erfolgen. Allerdings kann die Erstattung einer
einzigen gemeinsamen Mitteilung nicht als eine Entbindung der entsprechenden naturlichen oder
juristischen Personen von ihrer Verantwortung fur diese Mitteilung angesehen werden.

Meldeformular

8 6. Flr eine Mitteilung an die FMA geméaR den 88 130 bis 133 in Verbindung mit § 134 Abs. 1
BorseG 2018 ist die Web-Applikation auf der Internetseite der FMA zu verwenden, welche das Formular
in der Anlage elektronisch unterstltzt wiedergibt. Flr die Mitteilung an den Emittenten und das
Borseunternehmen gemal den 8§ 130 bis 133 in Verbindung mit § 134 Abs. 1 BorseG 2018 ist das von
der im ersten Satz genannten Web-Applikation automatisch generierte Formular zu verwenden, welches
das Formular in der Anlage mit den entsprechend beflillten Daten der jeweiligen Meldung elektronisch
unterstltzt wiedergibt.

Zeitpunkt der Kenntnis des Erwerbs, der VerduRRerung oder der Mdglichkeit der Austibung der
Stimmrechte

8 7. Fir die Zwecke des § 130 Abs. 1 Z 1 BorseG 2018 wird davon ausgegangen, dass der Aktionar
oder die in 8 133 BorseG 2018 genannte natirliche oder juristische Person von dem Erwerb, der
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VeréulRerung oder der Mdglichkeit der Ausiibung der Stimmrechte spéatestens zwei Handelstage nach der
Ausflihrung des Geschéfts Kenntnis erhalten hat.

Unabhangigkeitsanforderungen an Verwaltungsgesellschaften und Wertpapierfirmen

8 8. (1) Fur die Zwecke der Ausnahme von der Zusammenrechnung der Beteiligungen gemal § 134
Abs. 2 und 3 BorseG 2018 sind folgende Bedingungen zu erfiillen:

1. Die Muttergesellschaft einer Verwaltungsgesellschaft oder einer Wertpapierfirma darf nicht in
Form der Erteilung direkter oder indirekter Anweisungen oder auf eine andere Art und Weise auf
die Ausiibung der Stimmrechte einwirken, die von der Verwaltungsgesellschaft oder der
Wertpapierfirma gehalten werden; und

2. diese Verwaltungsgesellschaft oder Wertpapierfirma muss bei der Austibung der Stimmrechte,
die an die von ihr verwalteten Vermdgenswerte gebunden sind, frei und unabhéngig von der
Muttergesellschaft sein.

(2) Eine Muttergesellschaft, die von der Ausnahmeregelung Gebrauch machen mochte, hat
unverziglich die folgenden Informationen an die zustandige Behorde des Herkunftsmitgliedstaates der
Emittenten weiterzuleiten, deren Stimmrechte an die von den Verwaltungsgesellschaften oder
Wertpapierfirmen verwalteten Beteiligungen gebunden sind:

1. Eine Liste der Namen dieser Verwaltungsgesellschaften und Wertpapierfirmen, in der die sie
Uberwachenden zustdndigen Behorden genannt werden, ohne dass eine Bezugnahme auf die
jeweiligen Emittenten erfolgt; und

2. eine Erklarung, dass die Muttergesellschaft im Falle einer jeden solchen Verwaltungsgesellschaft
oder Wertpapierfirma die in Abs. 1 genannten Bedingungen erfullt. Die Muttergesellschaft hat
die in Z 1 genannte Liste kontinuierlich zu aktualisieren.

(3) Beabsichtigt die Muttergesellschaft, von den Ausnahmeregelungen lediglich in Bezug auf
derivative Instrumente gemaR § 131 BorseG 2018 Gebrauch zu machen, teilt sie der zustdndigen Behorde
des Herkunftsmitgliedstaates des Emittenten nur die in Abs. 2 Z 1 genannte Liste mit.

(4) Ein Mutterunternehmen einer Verwaltungsgesellschaft oder einer Wertpapierfirma muss der
zustandigen Behorde des Herkunftsmitgliedstaates des Emittenten auf Anfrage nachweisen kdnnen, dass

1. die Organisationsstrukturen des Mutterunternehmens und der Verwaltungsgesellschaft oder der
Wertpapierfirma dergestalt sind, dass die Stimmrechte unabhéngig vom Mutterunternehmen
ausgelbt werden;

2. die Personen, die dartiber entscheiden, wie die Stimmrechte auszutiben sind, unabhéngig agieren;

3. fir den Fall, dass das Mutterunternehmen Kunde seiner Verwaltungsgesellschaft oder
Wertpapierfirma ist oder an den von der Verwaltungsgesellschaft oder der Wertpapierfirma
verwalteten Vermogenswerten beteiligt ist, ein klares schriftliches Mandat fur eine unabhéngige
Kundenbeziehung zwischen dem Mutterunternehmen und der Verwaltungsgesellschaft oder der
Wertpapierfirma besteht.

Die Anforderung in Z1 muss zumindest vorsehen, dass das Mutterunternehmen und die
Verwaltungsgesellschaft oder die Wertpapierfirma schriftliche Strategien und Verfahren festzulegen
haben, die geeignet sind, die Verbreitung von Informationen zwischen dem Mutterunternehmen und der
Verwaltungsgesellschaft oder der Wertpapierfirma im Hinblick auf die Ausiibung der Stimmrechte zu
verhindern.

(5) Fur die Zwecke des Abs. 1 Z 1 ist unter

1. ,direkter Anweisung®“ jede Anweisung der Muttergesellschaft oder eines anderen von der
Muttergesellschaft kontrollierten Instituts zu verstehen, in der spezifiziert wird, wie die
Stimmrechte seitens der Verwaltungsgesellschaft oder der Wertpapierfirma in bestimmten Féllen
auszuiben sind;

2. ,indirekter Anweisung®“ jede allgemeine oder spezifische Anweisung zu verstehen, und zwar
unabhéngig von ihrer Form, die von der Muttergesellschaft oder einem anderen von der
Muttergesellschaft kontrollierten Institut erteilt wird und die Ermessensbefugnis der
Verwaltungsgesellschaft oder der Wertpapierfirma in Bezug auf die Ausiibung der Stimmrechte
einschrénkt, um spezifischen Geschéftsinteressen der Muttergesellschaft oder eines anderen von
ihr kontrollierten Instituts Rechnung zu tragen.

Derivative Instrumente

8 9. (1) Die gemal § 131 BorseG 2018 vorzunehmende Mitteilung hat die folgenden Informationen
zu enthalten:

1. Die resultierende Situation in Bezug auf die Stimmrechte;
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2. falls anwendbar, die Kette der kontrollierten Unternehmen, mittels derer die Finanzinstrumente
tatsachlich gehalten werden;

3. das Datum, an dem der Schwellenwert erreicht oder Uberschritten wurde;

4. falls anwendbar bei Instrumenten, bei denen eine Austibungsfrist gilt, die Angabe des Zeitpunkts
oder der Frist, an dem oder wéhrend derer die Aktien erworben werden oder werden kénnen;

5. Félligkeitstermin oder Verfalltermin des Instruments;
6. Angaben zur Person des Inhabers;
7. Name des Emittenten der zugrunde liegenden Aktien.
Fur die Zwecke der Z 1 wird der Prozentsatz der Stimmrechte unter Bezugnahme auf die Gesamtzahl der

Stimmrechte und das Kapital berechnet, so wie sie vom Emittenten zuletzt gemal § 135 Abs. 1
BorseG 2018 verdffentlicht wurden.

(2) Die Mitteilungsfrist betragt zwei Handelstage.

(3) Die Mitteilung hat an den Emittenten der zugrunde liegenden Aktie sowie an die FMA und das
Borseunternehmen zu ergehen. Die vorstehende Verpflichtung gilt nur beziglich Emittenten, fir die
Osterreich Herkunftsmitgliedstaat ist und gegeniiber dem Borseunternehmen nur dann, wenn die
Wertpapiere des Emittenten an einem geregelten Markt des Boérseunternehmens zugelassen sind. Bezieht
sich ein Finanzinstrument auf mehr als eine zugrunde liegende Aktie, so hat eine gesonderte Mitteilung
an jeden Emittenten der zugrunde liegenden Aktien zu erfolgen.

3. Abschnitt
Gleichwertigkeit von vorgeschriebenen Informationen aus Drittlandern

Gleichwertigkeit in Bezug auf Lageberichte in Jahresfinanzberichten

8 10. Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Anforderungen festgelegt hat, die den in
8 124 Abs. 1 Z 2 BorseG 2018 genannten gleichwertig sind, wenn der Lagebericht den Rechtsvorschriften
dieses Landes zufolge zumindest die folgenden Angaben zu enthalten hat:

1. Eine den tatsichlichen Verhiltnissen entsprechende Ubersicht tiber den Geschéftsverlauf, das
Geschéftsergebnis und die Lage des Emittenten, zusammen mit einer Beschreibung der
wesentlichen Risiken und Ungewissheiten, denen er ausgesetzt ist, sodass diese Ubersicht eine
ausgewogene und umfassende Analyse des Geschaftsverlaufs, des Geschaftsergebnisses und der
Lage des Emittenten gibt, die dem Umfang und der Komplexitat seiner Geschéftstétigkeit
Rechnung tragt;

2. eine Angabe aller wichtigen Ereignisse, die seit Ende des letzten Geschaftsjahres eingetreten
sind;

3. Angaben zur wahrscheinlichen kiinftigen Entwicklung des Emittenten.

Die in Z1 genannte Analyse hat, soweit es fur das Verstandnis des Geschéftsverlaufs, des
Geschéftsergebnisses oder der Lage des Emittenten erforderlich ist, sowohl finanzielle als auch
gegebenenfalls nichtfinanzielle ausschlaggebende Leistungsmessungsparameter zu enthalten, die sich auf
das betreffende Geschéft beziehen.

Gleichwertigkeit in Bezug auf Halbjahreslageberichte

8§ 11. Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Anforderungen festgelegt hat, die den in
8 125 Abs. 4 BorseG 2018 genannten gleichwertig sind, wenn den Rechtsvorschriften dieses Landes
zufolge zusatzlich zum Zwischenlagebericht ein verkirzter Abschluss zu erstellen ist und der
Zwischenlagebericht zumindest die folgenden Angaben enthalten muss:
1. Eine Darstellung des Berichtszeitraums;
2. Angaben zur wahrscheinlichen kinftigen Entwicklung des Emittenten wahrend der
verbleibenden sechs Monate des Geschéftsjahres;
3. fir Emittenten von Aktien Angaben zu wesentlichen Geschéften mit nahestehenden
Unternehmen und Personen, sofern sie nicht bereits kontinuierlich offen gelegt werden.

Gleichwertigkeit in Bezug auf Erklarungen der gesetzlichen Vertreter des Emittenten

8§ 12. Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Anforderungen festgelegt hat, die den in
8124 Abs.1 Z3 und §125 Abs.1 Z3 BorseG 2018 genannten gleichwertig sind, wenn eine oder
mehrere Personen, die beim Emittenten fur die Erstellung des Jahres- und Halbjahresfinanzberichts
zustandig sind, den Rechtsvorschriften des Drittlandes zufolge insbesondere dafiir verantwortlich sind,
dass
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1. die Abschliisse mit dem einschldgigen Rechnungslegungsrahmen oder den einschlégigen
Rechnungslegungsgrundsatzen lbereinstimmen;

2. die Darstellung im Lagebericht ein den tatsdchlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild
widerspiegelt.

Gleichwertigkeit in Bezug auf Konzernabschliisse

8 13. Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Anforderungen festgelegt hat, die den in
§ 124 Abs. 2 BorseG 2018 genannten gleichwertig sind, wenn den Rechtsvorschriften des Drittlandes
zufolge eine Muttergesellschaft keine Einzelabschliisse vorlegen muss, der Emittent, der seinen Sitz in
diesem Drittland hat, jedoch einen konsolidierten Abschluss mit den folgenden Angaben zu erstellen hat:

1. Fir Emittenten von Aktien die Berechnung der Dividenden und die Maéglichkeit ihrer
Ausschittung;
2. gegebenenfalls fir alle Emittenten die Angabe der Mindestkapitalanforderungen und der
Anforderungen in Bezug auf Liquiditatsfragen.
Fur die Zwecke der Gleichwertigkeit muss ein Emittent auch in der Lage sein, der zustdndigen Behorde
des Herkunftsmitgliedstaates zusétzliche gepriifte Angaben zu Ubermitteln, die Aufschluss Uber die
Einzelabschliisse des Emittenten als Einzelgesellschaft geben und sich auf die unter Z 1 und 2 genannten
Angaben beziehen. Diese Offenlegungen kdnnen auf der Grundlage der Rechnungslegungsgrundsatze des
Drittlandes vorgenommen werden.

Gleichwertigkeit in Bezug auf Einzelabschlisse

8 14. Die Rechnungslegungsbestimmungen eines Drittlands sind den Bestimmungen fir
Einzelabschlisse im Unionsgebiet dann gleichwertig, wenn ein Emittent mit Sitz in diesem Drittland
zwar keinen konsolidierten Abschluss vorlegen muss, wohl aber seinen Einzelabschluss gemal den nach
Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 (bernommenen Standards oder diesen gleichwertigen
Standards aufzustellen hat. Sind die Finanzinformationen des Emittenten danach nicht gleichwertig, dann
mussen sie in Form eines angepassten Abschlusses vorgelegt werden. Zudem ist der Einzelabschluss
gesondert zu prifen.

Gleichwertigkeit in Bezug auf die Verdéffentlichungspflicht von Mitteilungen tiber Anderungen von
bedeutenden Beteiligungen durch den Emittenten

8 15. Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Anforderungen festgelegt hat, die den in
8 135 Abs. 2 BorseG 2018 genannten gleichwertig sind, wenn den Rechtsvorschriften des Drittlandes
zufolge die Frist, innerhalb der ein Emittent, dessen eingetragener Sitz in diesem Drittland gelegen ist,
Uber bedeutende Beteiligungen zu informieren ist und innerhalb der er dem Anlegerpublikum diese
bedeutenden Beteiligungen offen legen muss, hochstens vier Handelstage betragt. Die Fristen fur die
Mitteilung an den Emittenten und die anschlieBende Unterrichtung des Anlegerpublikums durch den
Emittenten kénnen sich von den in § 130 Abs. 1 und § 135 Abs. 2 BorseG 2018 genannten unterscheiden.

Gleichwertigkeit in Bezug auf die Verdffentlichungspflicht der Mitteilung Gber den Erwerb oder
die VerauRerung eigener Aktien durch den Emittenten

8 16. Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Anforderungen festgelegt hat, die den in
8 135 Abs. 3 BorseG 2018 genannten gleichwertig sind, wenn den Rechtsvorschriften des Drittlandes
zufolge ein Emittent, dessen eingetragener Sitz in diesem Drittland gelegen ist, die folgenden
Bedingungen einzuhalten hat:
1. Im Falle eines Emittenten, der bis zu hochstens 5vH eigene Aktien halten darf, die mit
Stimmrechten verbunden sind, ist das Erreichen oder Uberschreiten dieser Schwelle mitzuteilen;

2. im Falle eines Emittenten, der hochstens 5 vH bis 10 vH eigene Aktien halten darf, die mit
Stimmrechten verbunden sind, ist das Erreichen oder Uberschreiten der 5 vH-Schwelle oder der
10 vH-Schwelle mitzuteilen;

3. im Falle eines Emittenten, der mehr als 10 vH eigene Aktien halten darf, die mit Stimmrechten
verbunden sind, ist das Erreichen oder Uberschreiten der 5 vH-Schwelle oder der 10 vH-
Schwelle mitzuteilen.

Fir die Zwecke der Gleichwertigkeit ist eine Meldung oberhalb der 10 vH-Schwelle nicht erforderlich.
Gleichwertigkeit in Bezug auf die Berechnung der Schwellenwerte

8§ 17. Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Anforderungen festgelegt hat, die den in
8 135 Abs. 1 BorseG 2018 genannten gleichwertig sind, wenn den Rechtsvorschriften des Drittlandes
zufolge ein Emittent, dessen eingetragener Sitz in diesem Drittland gelegen ist, dem Anlegerpublikum die
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Gesamtzahl der Stimmrechte und das Kapital innerhalb von 30 Kalendertagen nach einer Zu- oder
Abnahme der Gesamtzahl der Stimmrechte oder des Kapitals melden muss.

Gleichwertigkeit in Bezug auf Informationen an Aktionare und Inhaber von Schuldtiteln

8 18. Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Anforderungen festgelegt hat, die den in
§ 120 Abs. 2 Z 1 und § 121 Abs. 2 Z 1 BoérseG 2018 gleichwertig sind, wenn den Rechtsvorschriften des
Drittlandes zufolge ein Emittent, dessen eingetragener Sitz in diesem Drittland gelegen ist, in Bezug auf
den Inhalt der Informationen (ber Versammlungen zumindest Informationen Gber Ort, Zeitpunkt und
Tagesordnung der Versammlungen beizubringen hat.

Gleichwertigkeit in Bezug auf den Unabhéangigkeitstest fur Muttergesellschaften von
Verwaltungsgesellschaften und Wertpapierfirmen

§19. (1) Bei einem Drittland wird davon ausgegangen, dass es Unabhéngigkeitsbedingungen
festgelegt hat, die den in § 134 Abs.2 und 3 BorseG 2018 genannten gleichwertig sind, wenn den
Rechtsvorschriften des Drittlandes zufolge eine in §122 Abs.9 BorseG 2018 genannte
Verwaltungsgesellschaft oder Wertpapierfirma die folgenden Bedingungen erfiillen muss:

1. Die Verwaltungsgesellschaft oder Wertpapierfirma muss in allen Fallen bei der Ausiibung der
Stimmrechte, die an die von ihr verwalteten Vermdgenswerte gebunden sind, frei und
unabhéngig von der Muttergesellschaft sein; und

2. die Verwaltungsgesellschaft oder Wertpapierfirma muss die Interessen der Muttergesellschaft
oder eines anderen von der Muttergesellschaft kontrollierten Unternehmens im Falle von
Interessenkonflikten ignorieren.

(2) Die Muttergesellschaft muss die Mitteilungsanforderungen geméR 8§ 8 Abs.2 Z1 und Abs. 3
einhalten. Darlber hinaus hat sie eine Erklarung abzugeben, aus der hervorgeht, dass die
Muttergesellschaft im Falle einer jeden Verwaltungsgesellschaft oder Wertpapierfirma die in Abs. 1
genannten Bedingungen erfllt.

(3) Die Muttergesellschaft muss in der Lage sein, der zustdndigen Behdrde des
Herkunftsmitgliedstaates des Emittenten auf Anfrage nachweisen zu kdnnen, dass die Anforderungen von
§ 8 Abs. 4 eingehalten wurden.

4. Abschnitt
Inkrafttreten und AuRerkrafttreten

Inkrafttreten
8 20. Diese Verordnung tritt mit 3. Janner 2018 in Kraft.
AuBerkrafttreten

8§ 21. Die Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehérde (FMA) ber Inhalte von Zwischenberichten,
Meldungen Giber Anderungen bedeutender Beteiligungen und die Gleichwertigkeit von vorgeschriebenen
Informationen aus Drittlandern (Transparenz-Verordnung — TransV), BGBI. Il Nr. 175/2007, tritt mit
Ablauf des 2. Janner 2018 aulRer Kraft.

Ettl Kumpfmdaller

www.ris.bka.gv.at



	BUNDESGESETZBLATT
	1. Abschnitt
	Inhalte von Zwischenberichten

	2. Abschnitt
	Meldungen über Änderungen bedeutender Beteiligungen

	3. Abschnitt
	Gleichwertigkeit von vorgeschriebenen Informationen aus Drittländern

	4. Abschnitt
	Inkrafttreten und Außerkrafttreten


